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Gesetz zur Änderung der Verfassung  
des Landes Baden-Württemberg

Vom 26. Mai 2020

Der Landtag hat am 20. Mai 2020 unter Beachtung des 
Artikels 64 Absatz 2 der Verfassung das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Änderung der Verfassung des Landes  
Baden-Württemberg

Artikel 84 der Verfassung des Landes Baden-Württem-
berg vom 11. November 1953 (GBl. S. 173), die zuletzt 

durch Gesetz vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1032) 
 geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

»Artikel 84

(1) Einnahmen und Ausgaben sind grundsätzlich ohne 
Einnahmen aus Krediten auszugleichen. Einnahmen aus 
Krediten im Sinne von Satz 1 entstehen dem Land auch 
dann, wenn Kredite von Fonds, Einrichtungen und Unter-
nehmen des Landes, die gemäß den gesetzlichen Vor-
gaben der Europäischen Union dem Staatssektor zuzu-
rechnen sind, aufgenommen werden und wenn der daraus 
folgende Schuldendienst aus dem Landeshaushalt er-
bracht wird oder künftig zu erbringen ist. 
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Gesetz zur Änderung des  
Landesmediengesetzes

Vom 26. Mai 2020

Der Landtag hat am 20. Mai 2020 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Das Landesmediengesetz vom 19. Juli 1999 (GBl. S. 273, 
ber. S. 387), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 11. Februar 2020 (GBl. S. 37, 39) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1. § 46 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

 »§ 47 a bleibt hiervon unberührt.«

2. Nach § 47 wird folgender § 47 a eingefügt:

»§ 47 a

Förderung privater regionaler Fernsehangebote

 (1) Die in Erfüllung der Aufgabe nach Absatz 2 herge-
stellten und verbreiteten regionalen Fernsehangebote 
werden nach Maßgabe der folgenden Regelungen ge-
fördert. Damit soll sichergestellt werden, dass die Be-
völkerung in Baden-Württemberg flächendeckend und 
gleichwertig mit qualitätsvollen regionalen Fern-
sehangeboten versorgt wird.

 (2) Die Landesanstalt kann private regionale Fernseh-
veranstalter im Sinne des § 21 Absatz 1 Nummer 3 mit 
der öffentlichen Aufgabe betrauen, die bestehende 
Vielfalt der Meinungen im jeweiligen Versorgungsge-
biet durch ein vielfältiges und qualitätsvolles Nach-
richten- und Informationsprogramm mit engem Regio-
nalbezug in möglichst gleichgewichtiger Weise zum 
Ausdruck zu bringen. Unbeschadet sonstiger Vorga-
ben dieses Gesetzes sind die Veranstalter aufgrund der 
Betrauung jeweils verpflichtet, ein aktuelles und au-
thentisches Nachrichten- und Informationsprogramm 
von Montag bis Freitag mit einem täglichen zeitlichen 
Produktionsumfang von mindestens 20 Minuten ohne 
Hinzurechnung der Sendezeit für Werbung herzustel-
len und zu verbreiten. Das Programm muss sich aus 
Beiträgen zum regionalen Geschehen, insbesondere 
aus den Bereichen Politik, Kultur, Wirtschaft und So-
ziales, zusammensetzen und den Kommunikationsin-
teressen der Fernsehzuschauer in dem jeweiligen Ver-
sorgungsgebiet dienen.

 (3) Die Betrauung ist zu befristen. Maßgeblich hierfür 
ist insbesondere die gesetzliche Befristung der Förde-
rung regionaler Fernsehangebote im Staatshaushalts-
plan. Eine Befristung der Betrauung über die Gel-
tungsdauer der Zulassung hinaus ist nicht möglich.

 (4) Die Programmangebote nach Absatz 2 werden aus 
staatlichen Mitteln nach Maßgabe des Staatshaushalts-
plans und der allgemeinen haushaltsrechtlichen Be-

(2) Bei einer von der Normallage abweichenden kon-
junkturellen Entwicklung kann von Absatz 1 abgewichen 
werden. In diesem Fall sind die Auswirkungen auf den 
Haushalt im Auf- und Abschwung symmetrisch zu be-
rücksichtigen. 

(3) Im Falle von Naturkatastrophen oder außergewöhnli-
chen Notsituationen, die sich der Kontrolle des Landes 
Baden-Württemberg entziehen und dessen Finanzlage 
erheblich beeinträchtigen, kann von den Vorgaben nach 
Absatz 1 und 2 abgewichen werden. Die Feststellung, 
dass eine Naturkatastrophe im Sinne von Satz 1 vorliegt, 
trifft der Landtag mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Die 
Feststellung, dass eine außergewöhnliche Notsituation 
im Sinne von Satz 1 vorliegt, trifft der Landtag bei An-
wesenheit von mindestens zwei Dritteln seiner Mitglie-
der mit einer Zweidrittelmehrheit, die jedoch mehr als 
die Hälfte seiner Mitglieder betragen muss. Über die 
Höhe der insoweit erforderlichen Kreditermächtigung 
beschließt der Landtag mit der Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen. Der Beschluss nach Satz 4 ist mit einem 
Tilgungsplan zu verbinden. Die Rückführung der nach 
Satz 1 aufgenommenen Kredite hat binnen eines ange-
messenen Zeitraumes zu erfolgen. 

(4) Die Aufnahme von Krediten sowie jede Übernahme 
von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleis-
tungen bedürfen einer Ermächtigung durch Gesetz. 

(5) Näheres, insbesondere die Bereinigung der Einnah-
men und Ausgaben um finanzielle Transaktionen und das 
Verfahren zur Berechnung der Vorgaben der Absätze 1 
und 2 unter Berücksichtigung der konjunkturellen Ent-
wicklung auf der Grundlage eines Konjunkturbereini-
gungsverfahrens sowie die Kontrolle und den Ausgleich 
von Abweichungen von diesen Vorgaben, regelt ein Ge-
setz.«

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 26. Mai 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Sitzmann

 Bauer Untersteller

 Dr. Hoffmeister-Kraut Lucha

 Hauk Wolf

  Hermann
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stimmungen gefördert. Im Rahmen der Förderung er-
hält die Landesanstalt als Erstempfängerin eine Zu-
wendung. Die Landesanstalt leitet die Mittel abzüglich 
ihrer Aufwendungen zur Durchführung der Förderung 
an die betrauten Fernsehveranstalter weiter, wobei sie 
darauf zu achten hat, dass die Ziele der Absätze 1 und 
2 im Rahmen der zur Verfügung stehenden Fördermit-
tel erreicht werden. Sie entscheidet in eigener Verant-
wortung über das Vorliegen der Zuwendungsvoraus-
setzungen in Form eines Zuwendungsbescheids.

 (5) Bei der Festlegung der Förderhöhe berücksichtigt 
die Landesanstalt insbesondere den jeweiligen Her-
stellungs- und Verbreitungsaufwand.

 (6) Die Förderung darf nicht über das hinausgehen, 
was zur Erfüllung der betrauten Aufgabe nach Ab- 
satz 2 erforderlich ist. Für den betrauten Bereich und 
für die anderen Bereiche hat der Veranstalter seine 
Einnahmen und Ausgaben getrennt auszuweisen. Die 
betrauten Veranstalter und die Landesanstalt halten 
sämt liche Unterlagen, anhand derer sich feststellen 
lässt, ob eine Förderung gesetzesgemäß durchgeführt 
wurde, mindestens für einen Zeitraum von zehn Jah-
ren vor.

 (7) Weitere Einzelheiten der Förderung, insbesondere 
zur Förderart, zum Förderverfahren, zur Rückforde-
rung von Zuwendungen an betraute Veranstalter sowie 
zum Förderumfang, regelt die Landesanstalt durch 
Förderrichtlinien.

 (8) Die Landesanstalt berichtet dem Staatsministerium 
alle zwei Jahre, erstmals zum 30. Juni 2021, über die 
Anwendung dieser Bestimmung. Sie berichtet auch 
über die Entwicklung der Qualität und Reichweite der 
privaten regionalen Fernsehangebote im Land unter 
Einschluss der wirtschaftlichen Situation der Veran-
stalter sowie über mögliche Auswirkungen einer För-
derung auf andere Medien in Baden-Württemberg. 
Den Veranstaltern sowie den anderen Medien ist Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. Der Bericht soll 
auch zu erforderlichen Änderungen dieser Bestim-
mung Stellung nehmen.«

3. § 54 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

  »(2) § 46 Absatz 1 Satz 2 und § 47 a treten mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2023 außer Kraft.«

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 2020 in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 26. Mai 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Sitzmann

 Bauer Untersteller

 Dr. Hoffmeister-Kraut Lucha

 Hauk Wolf

  Hermann

 

Verordnung des Justizministeriums  
zur Aufhebung und Einrichtung von 

Grundbucheinsichtsstellen

Vom 18. Mai 2020

Auf Grund von § 35 a Absatz 1 Satz 1 und 2 des Landes-
gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 12. Fe-
bruar 1975 (GBl. S. 116), das zuletzt durch Artikel 4  
des Gesetzes vom 17. Dezember 2019 (GBl. S. 593, 596) 
geändert worden ist, wird verordnet:

Artikel 1 

Aufhebung

Die Grundbucheinsichtsstellen bei den Gemeinden Korb, 
Ottenbach und Ottersweier werden aufgehoben.

Artikel 2

Einrichtung

Bei der Stadt Pforzheim Ortsteil Huchenfeld und der 
 Gemeinde Leutenbach werden Grundbucheinsichts-
stellen eingerichtet.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2020 in Kraft.

stuttgart, den 18. Mai 2020 Wolf
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»Amtsgericht 
Albstadt

Alle Verfahren, die unter 
den Register zeichen C, H 
und XV geführt werden 
sowie alle betreuungs  - 
ge richt lichen, familien-
gerichtlichen und 
nachlass gericht lichen 
Verfahren sowie alle 
 Verfahren der Immo-
biliarvoll streckung. In 
Aus nahme zu § 1 Satz 3 
sind Akten in Verfahren 
gemäß § 151 Nummer 4 
und § 271 des Gesetzes 
über das Verfahren in 
 Familiensachen und in 
den Angelegenhei ten der 
freiwilligen Gerichts-
barkeit, die zum angege-
benen Zeitpunkt bereits  
in Papierform angelegt 
sind, ab diesem Zeit punkt 
in elektroni scher Form 
weiterzu führen; eine 
Übertra gung der in 
Papier form bereits zur 
Akte genommenen Doku-
mente in die elektro nische 
Form erfolgt nicht.

1. Juli 
2020«

c) Unter III. A. Amtsgericht Karlsruhe werden in 
 einer neuen Zeile in Spalte 2 die Wörter »Alle fa-
miliengerichtlichen Verfahren« und in Spalte 3 die 
Angabe »24. Juni 2020« eingefügt.

 Unter III. A. Amtsgericht Karlsruhe werden in 
 einer weiteren neuen Zeile in Spalte 2 die Wörter 
»Alle insolvenzgerichtlichen Verfahren mit Aus-
nahme der Insolvenztabelle und Anmeldeunter-
lagen« und in Spalte 3 die Angabe »3. Juni 2020« 
eingefügt.

d) Unter III. A. Amtsgericht Mannheim werden in ei-
ner neuen Zeile in Spalte 2 die Wörter »Alle nach-
lassgerichtlichen Verfahren sowie alle Verfah ren 
der Immobiliarvollstreckung« und in Spalte 3 die 
Angabe »3. Juni 2020« eingefügt.

 Unter III. A. Amtsgericht Mannheim werden in 
 einer weiteren neuen Zeile in Spalte 2 die Wörter 
»Alle betreuungsgerichtlichen Verfahren« und in 
Spalte 3 die Angabe »29. Juli 2020« eingefügt.

e) Unter III. A. wird über der Zeile »Amtsgericht 
 Sigmaringen« folgende Zeile eingefügt:

»Amtsgericht 
Rottweil

Alle Verfahren, die 
unter den Register-
zeichen C, H und XV 
geführt werden

15. Juli 
2020«

Elfte Verordnung des Justizministeriums  
zur Änderung der eAkten-Verordnung

Vom 20. Mai 2020

Es wird verordnet auf Grund von

1. § 298 a Absatz 1 Satz 2 und 4 der Zivilprozessordnung 
in der Fassung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I 
S. 3205, ber. 2006 S. 431 und 2007 S. 1781), die zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2633) geändert worden ist, in Verbin- 
dung mit § 8 der Subdelegationsverordnung Justiz 
(SubVOJu) vom 2. April 2019 (GBl. S. 109),

2. § 14 Absatz 1 Satz 1, Absatz 4 Satz 1, 4 und 5 des Ge-
setzes über das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in 
der Fassung vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 
2587), das zuletzt durch Artikel 4 der Ver ordnung vom 
19. März 2020 (BGBl. I S. 541) geändert worden ist, in 
Verbindung mit § 20 SubVOJu und

3. § 65 b Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 des Sozial gerichts-
gesetzes in der Fassung vom 23. September 1975 
(BGBl. I S. 2536), das zuletzt durch Artikel 16 des Ge-
setzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652, 
2698) geändert worden ist, in Verbindung mit § 28 
SubVOJu:

Artikel 1

Die eAkten-Verordnung vom 29. März 2016 (GBl. 
S. 265), die zuletzt durch Verordnung vom 19. März 
2020 (GBl. S. 129) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. § 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 Nach dem Wort »Maßgabe« werden die Wörter »der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4. 5. 2016, S. 1, 
zuletzt ber. ABl. L 127 vom 23. 5. 2018, S. 2), « einge-
fügt.

2. Die Anlage (Gerichte mit elektronischer Aktenfüh-
rung) wird wie folgt geändert:

a) Unter I. wird zwischen Arbeitsgerichtsbarkeit und 
Arbeitsgericht Freiburg in einer neuen Zeile der 
Satz »Ausgenommen sind jeweils die arbeitsge-
richtlichen Mahnverfahren.« eingefügt.

b) Unter III. A. wird über der Zeile »Amtsgericht 
 Hechingen« folgende Zeile eingefügt:
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»Landgericht 
Rottweil

Alle Verfahren der 
Kammern für Han-
delssachen sowie der 
Zivilkammern mit 
Ausnahme der Be-
schwerdesachen

15. Juli 
2020«

m) Unter IV. wird unter der Zeile »Sozialgericht Frei-
burg« folgende Zeile eingefügt:

»Sozialgericht 
Heilbronn

Alle Verfahren 3. Juni 
2020«

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. 

stuttgart, den 20. Mai 2020 Wolf

Verordnung des Kultusministeriums  
über die Wiederaufnahme des Betriebs  

der Einrichtungen der allgemeinen 
Weiterbildung und freien schulischen 

Bildung (Corona-Verordnung  
allgemeine Weiterbildung –  

CoronaVO allgemeine Weiterbildung)

Vom 21. Mai 2020

Auf Grund von § 32 Sätze 1 und 2, § 28 Absatz 1 Sätze 1 
und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert wor-
den ist, in Verbindung mit § 4 Absatz 6 Satz 3 der Co-
rona-Verordnung vom 9. Mai 2020 (GBl. S. 266), die 
durch Verordnung vom 16. Mai 2020 (notverkündet ge-
mäß § 4 des Verkündungsgesetzes und abrufbar unter 
http://www.baden-wuerttemberg.de/corona-verordnung) 
geändert wurde, wird verordnet:

§ 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt für Einrichtungen nach § 4 Absatz 
1 Nummer 2 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 10 der 
Corona-Verordnung, die Leistungen der schulischen Bil-
dung oder allgemeinen Weiterbildung erbringen, und für 
Personen, die Bildungsangebote dieser Einrichtungen als 
Teilnehmende wahrnehmen, unbeschadet der sich aus 
sonstigen Rechtsvorschriften ergebenden Verpflichtun-
gen.

f) Unter III. B. Landgericht Freiburg werden in Spalte 
2 nach den Wörtern »Alle Verfahren« die Wörter 
»der Kammern für Handelssachen sowie« ein-
gefügt.

g) Unter III. B. Landgericht Hechingen werden in 
Zeile 2 bei Spalte 2 die Wörter »Alle Verfahren, die 
unter den Registerzeichen S und T geführt werden« 
durch die Wörter »Alle Verfahren der Kammer(n) 
für Handelssachen sowie der Zivilkammern« er-
setzt.

h) Unter III. B. werden über der Zeile »Landgericht 
Karlsruhe« folgende Zeilen eingefügt:

»Landgericht 
Heidelberg

Alle Verfahren der 
Kammern für Han-
delssachen sowie der 
Zivilkammern mit 
Ausnahme der Ver-
fahren nach dem 
Therapieunterbrin-
gungsgesetz und der 
Beschwerdesachen

1. Juli 
2020

Landgericht 
Heilbronn

Alle Verfahren der 
Kammern für Han-
delssachen sowie der 
Zivilkammern mit 
Ausnahme der Be-
schwerdesachen

29. Juli 
2020«

i) Unter III. B. Landgericht Karlsruhe werden in Zeile 
2 bei Spalte 2 nach den Wörtern »Alle Verfahren« 
die Wörter »der Kammern für Handelssachen so-
wie« eingefügt.

j) Unter III. B. Landgericht Mannheim werden in 
Zeile 2 bei Spalte 2 nach den Wörtern »Alle Ver-
fahren« die Wörter »der Kammern für Handels-
sachen sowie« eingefügt. 

k) Unter III. B. wird über der Zeile »Landgericht Ra-
vensburg« folgende Zeile eingefügt:

»Landgericht 
Offenburg

Alle Verfahren der 
Kammer für Handels-
sachen und der Zivil-
kammern mit Aus-
nahme der Verfahren 
nach dem Therapie-
unterbringungsgesetz 
und der Beschwerde-
sachen

15. Juli 
2020

l) III. B. wird folgende Zeile angefügt:
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chend. Für den Unterrichtsbetrieb gelten die Hygienehin-
weise des Kultusministeriums sinngemäß.

(2) Den räumlichen Besonderheiten bei praktischen Un-
terweisungen, insbesondere in Werkstätten oder ähnli-
chen Räumlichkeiten, ist durch entsprechende geeignete 
Schutzmaßnahmen Rechnung zu tragen.

(3) Sofern in Bildungseinrichtungen nach § 1 dieser Ver-
ordnung ein Hygieneplan nach § 36 in Verbindung mit 
§ 33 Nummer 3 des Infektionsschutzgesetzes nicht vor-
liegt, ist zur Sicherung des Unterrichtsbetriebs durch die 
Einrichtung unter strikter Beachtung der von der Bun-
desregierung und dem Land Baden-Württemberg erlas-
senen Richtlinien ein Hygieneplan zu erstellen.

(4) In Schulungsräumen ist eine regelmäßige Flächen-
desinfektion von Gegenständen, die von verschiedenen 
Benutzern verwendet werden, wie zum Beispiel Tasta-
turen, bei jedem Benutzer vorzusehen. Werkzeuge, Ar-
beitsmittel und Arbeitskleidungen sollen personenbe-
zogen verwendet werden. Sofern dies unmöglich ist, hat 
eine regelmäßige Reinigung, insbesondere vor Übergabe 
an andere Personen, zu erfolgen. Andernfalls sollen bei 
der Verwendung der Werkzeuge oder Arbeitsmittel ge-
eignete Schutzhandschuhe verwendet werden, sofern 
hierdurch nicht zusätzliche Gefahren entstehen. Dabei 
sind Tragzeitbegrenzungen und die individuelle Disposi-
tion der Person zu berücksichtigen.

(5) Für jedes Angebot ist eine verantwortliche Person zu 
benennen, die für die Einhaltung der nach Absatz 1 bis 4 
geltenden Regeln verantwortlich ist.

(6) Für Beherbergungen gelten die Vorgaben nach der 
Corona-Verordnung.

§ 6

Ausschluss von der Teilnahme

Von der Teilnahme am Betrieb der Einrichtung sind aus-
geschlossen Personen, 

1. die in Kontakt zu einer mit SARS-CoV-2 infizierten 
Person stehen oder standen, wenn seit dem letzten 
Kontakt noch nicht 14 Tage vergangen sind, oder

2. die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte 
Temperatur aufweisen.

§ 7

Weitere Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz

Das Recht der zuständigen Behörden, weitergehende 
Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen, insbesondere 
ergänzende Hygienevorgaben, zu erlassen, bleibt unbe-
rührt.

§ 2

Allgemeine Grundsätze

Die Erlaubnis zur Erbringung von Bildungsangeboten 
nach § 4 Absatz 6 Satz 2 der Corona-Verordnung bleibt 
unberührt. Die Erbringung weiterer Bildungsangebote 
aus dem fachlichen Zuständigkeitsbereich des Kultus-
ministeriums in der schulischen Bildung oder der allge-
meinen Weiterbildung an privaten und öffentlichen Bil-
dungseinrichtungen nach § 1 dieser Verordnung ist nach 
Maßgabe der §§ 3 bis 6 dieser Verordnung zulässig.

§ 3

Zulässige Bildungsangebote

(1) Ab dem 25. Mai 2020 ist die Erbringung weiterer 
 Angebote der schulischen Bildung, einschließlich der 
Nachhilfe für Schülerinnen und Schüler, und von Ange-
boten der allgemeinen Weiterbildung in Präsenzveran-
staltungen zulässig, soweit an der jeweiligen Einrichtung 
und bei der Durchführung ihrer Angebote die Einhaltung 
der Maßnahmen nach §§ 5 und 6 dieser Verordnung si-
cher gestellt wird und das Angebot nicht nach Absatz 2 
untersagt ist.

(2) Ausgenommen von der Erlaubnis nach Absatz 1 sind 

1. Angebote, bei denen ein Abstand von 1,5 Metern zwi-
schen sämtlichen anwesenden Personen nicht einge-
halten werden kann,

2. Angebote ohne namentliche Anmeldung unter Angabe 
der Adresse oder Telefonnummer,

3. Angebote zur Nahrungszubereitung oder Nahrungs-
aufnahme,

4. Bewegungsangebote in geschlossenen Räumen und 

5. Bewegungsangebote mit Körperkontakt im Freien,

soweit diese nicht durch abweichende Vorschriften der 
Corona-Verordnung oder auf dieser beruhender Vor-
schriften gestattet werden.

§ 4

Angebote der praktischen musikalischen und 
 künstlerischen Bildung; Bewegungsangebote

Für Angebote, die den Angeboten der Musikschulen oder 
Jugendkunstschulen entsprechen, findet die Corona- 
Verordnung Musik- und Jugendkunstschulen, für Bewe-
gungsangebote die für den Trainings- und Übungsbetrieb 
der Corona-Verordnung Sportstätten geltenden Vor-
schriften, in ihren jeweils geltenden Fassungen, entspre-
chend Anwendung.

§ 5

Schutzmaßnahmen

(1) Für Einrichtungen nach § 1 dieser Verordnung gelten 
die Grundsätze des Infektionsschutzes nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 und Absatz 4 der Corona-Verordnung entspre-
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satz 2 Satz 2 CoronaVO fallen; ein Training von 
Sport- und Spielsituationen, in denen ein direkter 
körperlicher Kontakt erforderlich oder möglich ist, 
ist untersagt; dies gilt nicht für Personen im Sinne 
des § 3 Absatz 2 Satz 2 CoronaVO;

b) sind in geschlossenen Räumen hochintensive Aus-
dauerbelastungen untersagt;

2. Trainings- und Übungseinheiten

a) mit Raumwegen dürfen ausschließlich individuell 
oder in Gruppen von maximal zehn Personen erfol-
gen; dabei muss die Trainings- und Übungsfläche 
so bemessen sein, dass pro Person mindestens  
40 Quadratmeter zur Verfügung stehen;

b) mit einer Beibehaltung des individuellen Standorts, 
insbesondere Training an festen Geräten und Übun-
gen auf persönlichen Matten, sind so zu gestalten, 
dass eine Fläche von mindestens 10 Quadratmetern 
pro Person zur Verfügung steht;

3. die benutzten Sport- und Trainingsgeräte müssen nach 
jeder Benutzung sorgfältig gereinigt oder desinfiziert 
werden;

4. Kontakte außerhalb der Trainings- und Übungszeiten 
sind auf ein Mindestmaß zu beschränken; Ansamm-
lungen im Eingangsbereich sind untersagt; die Ein-
haltung eines Sicherheitsabstands von mindestens  
1,5 Metern zu Personen, die nicht unter § 3 Absatz 2 
Satz 2 CoronaVO fallen, ist zu gewährleisten; falls 
 Toiletten die Einhaltung dieses Sicherheitsabstands 
nicht zulassen, sind sie zeitlich versetzt zu betreten 
und zu verlassen;

5. die Nutzerinnen und Nutzer müssen sich bereits 
 außerhalb der Einrichtungen im Sinne des Absatzes 1 
umziehen; Umkleiden und Sanitärräume, insbeson-
dere Duschräume, Wellness- und Saunabereiche blei-
ben mit Ausnahme der Toiletten geschlossen;

6. die Einrichtung im Sinne des Absatzes 1 muss ge-
währleisten, dass die erforderlichen Hygiene- und In-
fektionsschutzmaßnahmen durchgeführt werden kön-
nen, insbesondere müssen

a) ausreichende Schutzabstände bei der Nutzung von 
Verkehrswegen sichergestellt werden,

b) ausreichende Gelegenheiten zum Waschen der 
Hände bestehen und ausreichend Hygienemittel 
wie Seife und Einmalhandtücher zur Verfügung 
stehen; sofern dies nicht gewährleistet ist, müssen 
Handdesinfektionsmittel zur Verfügung gestellt 
werden, und es muss

c) in allen Einrichtungen im Sinne des Absatzes 1 für 
eine ausreichende Belüftung gesorgt werden.

(3) Der Betreiber hat für jede Trainings- und Übungs-
maßnahme eine Person zu bestimmen, die für die Einhal-
tung der in Absatz 2 genannten Regeln verantwortlich 
ist.

§ 8

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Sie tritt mit Ablauf des Tages außer Kraft, an dem 
die Corona-Verordnung außer Kraft tritt.

stuttgart, den 21. Mai 2020 Dr. Eisenmann

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 22. Mai 2020 
durch öffentliche Bekanntmachung des Kultusministeri-
ums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungsge-
setzes und trat damit gemäß § 8 der Verordnung am 23. 
Mai 2020 in Kraft.

Verordnung des Kultusministeriums und  
des Sozialministeriums über Sportstätten 

(Corona-Verordnung Sportstätten – 
CoronaVO Sportstätten)

Vom 22. Mai 2020

Auf Grund von § 32 Sätze 1 und 2 und § 28 Absatz 1 
Sätze 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 4 Absatz 8 Satz 1 der 
Corona-Verordnung (CoronaVO) vom 9. Mai 2020 (GBl. 
S. 266), die durch Verordnung vom 16. Mai 2020 geän-
dert wurde (notverkündet gemäß § 4 des Verkündungs-
gesetzes und abrufbar unter https://www.baden-wuert-
temberg.de/corona-verordnung) wird verordnet:

§ 1

Betrieb von Sportanlagen und Sportstätten  
sowie Tanzschulen und ähnlichen Einrichtungen

(1) Alle öffentlichen und privaten Sportanlagen und 
Sportstätten, insbesondere Fitnessstudios, Yogastudios 
sowie Tanzschulen und ähnliche Einrichtungen im Sinne 
des § 4 Absatz 2 Nummer 15a CoronaVO dürfen zu Trai-
nings- und Übungszwecken nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 4 betrieben werden. Der erlaubte Betrieb umfasst auch 
Nebenanlagen, die untergeordnet und für den Betrieb 
 notwendig sind, insbesondere Sekretariat und Toiletten.

(2) Voraussetzung für die Aufnahme des Betriebs im 
Sinne des Absatz 1 Satz 1 ist die Wahrung folgender 
Grundsätze des Infektionsschutzes:

1. Während der gesamten Trainings- und Übungsein-
heiten

a) muss ein Abstand von mindestens 1,5 Metern 
 zwischen sämtlichen anwesenden Personen durch-
gängig eingehalten werden, die nicht unter § 3 Ab-
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3. es dürfen ausschließlich persönliche Trainingsuten-
silien, insbesondere Paddles, Schwimmbretter, Pull 
Buoys, Schwimmflossen, verwendet werden;

4. Kontakte außerhalb der Trainings- und Übungszeiten 
sind auf ein Mindestmaß zu beschränken; Ansamm-
lungen im Eingangsbereich sind untersagt; die Ein-
haltung eines Sicherheitsabstands von mindestens  
1,5 Metern zu Personen, die nicht unter § 3 Absatz 2 
Satz 2 CoronaVO fallen, ist zu gewährleisten; falls 
Räumlichkeiten, insbesondere Toiletten, die Einhal-
tung dieses Sicherheitsabstands nicht zulassen, sind 
sie zeitlich versetzt zu betreten und zu verlassen;

5. bei der Umkleide muss der Abstand von 1,5 Metern 
zwischen sämtlichen Personen durchgängig einge-
halten werden, die nicht unter § 3 Absatz 2 Satz 2 Co-
ronaVO fallen; die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
nutzen hierfür möglichst Einzelkabinen; die Anzahl 
der Spinde muss entsprechend eingeschränkt werden;

6. das Duschen vor Kurs- bzw. Unterrichtsbeginn ist in 
Abhängigkeit von den örtlichen Gegebenheiten in 
Kleinstgruppen durchzuführen; dabei ist im Dusch-
raum eine maximale Anzahl von drei Personen pro  
20 Quadratmetern einzuhalten; das Duschen nach dem 
Kurs bzw. Unterricht findet nicht im Schwimmbad 
statt; auf das Föhnen der Haare soll nach Möglichkeit 
verzichtet werden;

7. die Einrichtung im Sinne des Absatzes 1 muss ge-
währleisten, dass die erforderlichen Hygiene- und 
 Infektionsschutzmaßnahmen durchgeführt werden 
können, insbesondere müssen

a) ausreichende Schutzabstände bei der Nutzung von 
Verkehrswegen sichergestellt werden,

b) ausreichend Hygienemittel wie Seife und Einmal-
handtücher zum Händewaschen zur Verfügung 
 stehen; sofern dies nicht gewährleistet ist, müssen 
Handdesinfektionsmittel zur Verfügung gestellt 
werden,

c) Sitz- und Liegeflächen sowie Barfuß- und Sanitär-
bereiche täglich gereinigt werden; Handläufe an 
Beckenleitern, Wasserrutschen und Sprunganlagen 
sind mehrmals täglich zu reinigen.

(3) Der Betreiber hat für jede Trainings- und Übungs-
maßnahme eine Person zu bestimmen, die für die Einhal-
tung der in Absatz 2 genannten Regeln verantwortlich 
ist.

(4) Der Betreiber hat, ausschließlich zum Zweck der 
Auskunftserteilung gegenüber dem Gesundheitsamt oder 
der Ortspolizeibehörde nach §§ 16, 25 IfSG, die folgen-
den Daten bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu 
erheben und zu speichern, sofern die Daten nicht bereits 
vorliegen:

1. Name und Vorname der Teilnehmerin oder des Teil-
nehmers,

2. Datum sowie Beginn und Ende des Besuchs, und

(4) Der Betreiber hat, ausschließlich zum Zweck der 
Auskunftserteilung gegenüber dem Gesundheitsamt oder 
der Ortspolizeibehörde nach §§ 16, 25 IfSG, die folgen-
den Daten bei den Nutzerinnen und Nutzern zu erheben 
und zu speichern, sofern die Daten nicht bereits vor-
liegen:

1. Name und Vorname der Nutzerin oder des Nutzers,

2. Datum sowie Beginn und Ende des Besuchs, und

3. Telefonnummer oder Adresse der Nutzerin oder des 
Nutzers.

Die Nutzerinnen und Nutzer dürfen die Einrichtung im 
Sinne des Absatzes 1 nur besuchen, wenn sie die Daten 
nach Satz 1 dem Betreiber vollständig und zutreffend zur 
Verfügung stellen. Diese Daten sind vom Betreiber vier 
Wochen nach Erhebung zu löschen. Die allgemeinen Be-
stimmungen über die Verarbeitung personenbezogener 
Daten bleiben unberührt.

§ 2

Betrieb von Schwimm- und Hallenbädern  
sowie Thermal- und Spaßbädern

(1) Schwimm- und Hallenbäder sowie Thermal- und 
Spaßbäder im Sinne des § 4 Absatz 2 Nummer 19 Coro-
naVO dürfen zum Zwecke des Anbietens von Schwimm-
kursen und Schwimmunterricht einschließlich der Ab-
nahme von Prüfungen nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 
betrieben werden. Hierunter fallen auch Trainingsein-
heiten von Sportvereinen sowie andere Angebote an 
 Vereinsmitglieder. Der erlaubte Betrieb umfasst auch 
Nebenanlagen, die untergeordnet und für den Betrieb 
notwendig sind.

(2) Voraussetzung für die Aufnahme des Betriebs im 
Sinne des Absatz 1 Satz 1 ist die Wahrung folgender 
Grundsätze des Infektionsschutzes:

1. Während des gesamten Kurs-, Unterrichts- und 
 Prüfungsbetriebs muss ein Abstand von mindestens 
1,5 Metern zwischen sämtlichen Personen durchgän-
gig eingehalten werden, die nicht unter § 3 Absatz 2 
Satz 2 CoronaVO fallen; Kurs- und Unterrichtsinhalte, 
in denen ein direkter körperlicher Kontakt erforderlich 
oder möglich ist, sind untersagt;

2. Schwimmkurse und Schwimmunterricht dürfen aus-
schließlich individuell oder in Gruppen von maximal 
zehn Personen erfolgen:

a) Schwimmunterricht findet in, möglichst mit Leinen 
getrennten, Bahnen statt; dabei kann jede Bahn  
von maximal drei Personen gleichzeitig genutzt 
werden; es ist darauf zu achten, dass kein Auf-
schwimmen oder Überholen stattfindet;  

b) bei Schwimmkursen muss die genutzte Wasser-
fläche so bemessen sein, dass pro Person mindes-
tens 10 Quadratmeter Wasserfläche zur Verfügung 
stehen; 
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Verordnung des Wirtschaftsministeriums 
zur Änderung der Corona-Verordnung 

Berufsbildung

Vom 22. Mai 2020

Auf Grund von § 32 Sätze 1 und 2 und § 28 Absatz 1 
Sätze 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 
2000 (BGBI. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBI. I S. 587) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 4 Absatz 6 Satz 3 der 
Corona-Verordnung vom 9. Mai 2020 (GBl. S. 266), die 
durch Verordnung vom 16. Mai 2020 geändert worden 
ist (notverkündet gemäß § 4 des Verkündungsgesetzes 
und abrufbar unter https://www.baden-wuerttemberg.de/
corona-verordnung), wird verordnet:

Artikel 1

In § 3 der Corona-Verordnung Berufsbildung vom  
14. Mai 2020 (notverkündet gemäß § 4 des Verkün-
dungsgesetzes und abrufbar unter https://www.baden-
wuerttemberg.de/de/service/aktuelle-infos-zu-corona/
verordnung-berufsbildung/) wird folgender Absatz 3 
 angefügt:

»(3) Kurse der überbetrieblichen Berufsausbildung nach 
§ 41 der Handwerksordnung sind als Präsenzunterricht 
zulässig.«

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 22. Mai 2020

Dr. Hoffmeister-Kraut

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 22. Mai 2020 
durch öffentliche Bekanntmachung des Wirtschaftsminis-
teriums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungs-
gesetzes und trat damit gemäß Artikel 2 der Verordnung 
am 23. Mai 2020 in Kraft.

3. Telefonnummer oder Adresse der Teilnehmerin oder 
des Teilnehmers.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer dürfen die Einrich-
tung im Sinne des Absatzes 1 nur besuchen, wenn sie die 
Daten nach Satz 1 dem Betreiber vollständig und zu-
treffend zur Verfügung stellen. Diese Daten sind vom 
Betreiber vier Wochen nach Erhebung zu löschen. Die 
allgemeinen Bestimmungen über die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten bleiben unberührt.

§ 3

Betretungsverbot

Personen,

1. die in Kontakt zu einer mit SARS-CoV-2 infizierten 
Person stehen oder standen, wenn seit dem letzten 
Kontakt noch nicht 14 Tage vergangen sind, oder

2. die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte 
Temperatur aufweisen,

dürfen die Einrichtungen im Sinne des § 1 Absatz 1 und 
des § 2 Absatz 1 nicht betreten.

§ 4

Weitere Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz

Das Recht der zuständigen Behörden, weitergehende 
Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen, insbesondere 
ergänzende Hygienevorgaben, zu erlassen, bleibt von 
dieser Verordnung unberührt.

§ 5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 2. Juni 2020 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die CoronaVO Sportstätten vom  
10. Mai 2020 außer Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages außer 
Kraft, an dem die CoronaVO außer Kraft tritt.

stuttgart, den 22. Mai 2020

Kultusministerium 
Dr. Eisenmann

Sozialministerium 
Lucha
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hierfür eine Raumfläche von mindestens 10 Quadrat-
metern, bei Unterricht nach Absatz 1 Nummer 3 von 
mindestens 40 Quadratmetern pro Person, zur Verfü-
gung stehen;  

2. bei Unterricht nach Absatz 1 Nummer 4 ist zu gewähr-
leisten, dass

a) Schülerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte nicht 
im direkten Luftstrom einer anderen Person stehen; 
empfohlen wird die Installation einer durchsichti-
gen Schutzwand (mindestens 1,8 Meter × 0,9 Me-
ter) zwischen jeder Schülerin bzw. jedem Schüler 
und der Lehrkraft,

b) kein Durchblasen oder Durchpusten stattfindet,

c) häufiges Speichelablassen in ein mit Folie aus-
gekleidetes, verschließbares Gefäß erfolgt, das 
nach jeder Unterrichtseinheit geleert wird, und

d) Speichelreste am Boden durch Einmaltücher aufge-
nommen werden, die direkt entsorgt werden;

3. die Ausstattung der Einrichtung muss gewährleisten, 
dass die erforderlichen Hygienemaßnahmen durchge-
führt werden können, insbesondere müssen

a) ausreichende Gelegenheiten zum Waschen der 
Hände bestehen und ausreichend Hygienemittel 
wie Seife und Einmalhandtücher zur Verfügung 
stehen; sofern dies nicht gewährleistet ist, müssen 
Handdesinfektionsmittel zur Verfügung gestellt 
werden;

b) alle Räume mehrmals täglich für einige Minuten 
gelüftet werden;

4. die Reinigung der Einrichtung muss täglich erfolgen; 
Handkontaktflächen müssen regelmäßig, nach Mög-
lichkeit mehrmals täglich, mit einem geeigneten Rei-
nigungsmittel gereinigt oder desinfiziert werden;

5. Instrumente, Mundstücke und Schlägel, Werkzeuge, 
Mediengeräte und Arbeitsflächen dürfen während des 
Unterrichts nicht durch Unterrichtende und Schülerin-
nen und Schüler gemeinsam genutzt werden; Unter-
richtende verwenden eigene oder von der Einrichtung 
zur Verfügung gestellte Instrumente, Schlägel, Mund-
stücke und Werkzeuge;

6. von den Schülerinnen und Schülern verwendete 
 Instrumente und Schlägel, Mundstücke, Werkzeuge, 
Mediengeräte und Arbeitsflächen müssen vor der Wei-
tergabe an eine andere Schülerin oder einen anderen 
Schüler mit einem geeigneten Reinigungsmittel gerei-
nigt oder desinfiziert werden; hierzu muss ausreichend 
Pausenzeit eingeplant werden;

7. der Unterrichtsbeginn soll möglichst versetzt erfolgen.

(3) Der Betreiber hat für jede Unterrichtseinheit eine 
Person zu bestimmen, die für die Einhaltung der in Ab-
satz 2 genannten Regeln verantwortlich ist.

(4) Der Betreiber hat, ausschließlich zum Zweck der 
Auskunftserteilung gegenüber dem Gesundheitsamt oder 

Verordnung des Sozialministeriums und  
des Kultusministeriums  

über die Wiederaufnahme des Betriebs in 
den Musikschulen und Jugendkunstschulen 

(Corona-Verordnung Musik- und 
Jugendkunstschulen – CoronaVO  
Musik- und Jugendkunstschulen)

Vom 22. Mai 2020

Auf Grund von § 32 Sätze 1 und 2 und § 28 Absatz 1 Sätze 
1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert worden ist, 
in Verbindung mit § 4 Absatz 7 der Corona-Verordnung 
(CoronaVO) vom 9. Mai 2020 (GBl. S. 266), die durch 
Verordnung vom 16. Mai 2020 geändert worden ist (not-
verkündet gemäß § 4 des Verkündungsgesetzes und ab-
rufbar unter https://www.baden-wuerttemberg.de/corona-
verordnung), wird verordnet:

§ 1

Betrieb von Musikschulen und Jugendkunstschulen

(1) Musikschulen und Jugendkunstschulen im Sinne des 
§ 4 Absatz 2 Nummer 11 CoronaVO dürfen zur Durch-
führung von

1. Unterricht zur Berufs- und Studienvorbereitung,

2. Unterricht in Gruppen von maximal zehn Personen, 
soweit es sich nicht um Unterricht an Blasinstrumen-
ten, in Gesang oder Tanz handelt,

3. ab dem 02.06.2020 Tanzunterricht in Gruppen von 
maximal zehn Personen,

4. Unterricht an Blasinstrumenten als Einzelunterricht 
oder in Gruppen von maximal fünf Personen, oder

5. Einzelunterricht in Gesang

nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 betrieben werden. Zu 
den Musik- und Jugendkunstschulen in diesem Sinne 
zählen auch die freien Musikschulen sowie die freien 
 Jugendkunstschulen und Kunstschulen.

(2) Voraussetzung für die Aufnahme des Betriebs ist die 
Wahrung folgender Grundsätze des Infektionsschutzes:

1. bei Unterricht nach Absatz 1 Nummern 1 bis 3 muss 
während der gesamten Unterrichtszeit ein Abstand 
von mindestens 1,5 Metern zu Personen, die nicht un-
ter § 3 Absatz 2 Satz 2 CoronaVO fallen, bei Unter-
richt nach Absatz 1 Nummern 4 und 5 ein Abstand von 
mindestens 2,5 Metern zwischen sämtlichen anwesen-
den Personen, die nicht unter § 3 Absatz 2 Satz 2 
 CoronaVO fallen, durchgängig eingehalten werden; 
bei Unterricht nach Absatz 1 Nummer 2 in den Sparten 
Theater und Darstellendes Spiel und nach Nummer 4 
bei der Durchführung von Gruppenunterricht muss 
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Vierte Verordnung des Sozialministeriums 
zur Änderung der Corona-Verordnung 

WfMB

Vom 22. Mai 2020

Auf Grund von § 32 Sätze 1 und 2 und § 28 Absatz 1 
Sätze 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 4 Absatz 4 und § 6 Ab-
satz 9 der Corona-Verordnung vom 9. Mai 2020 (GBl. 
S. 266), die durch Verordnung vom 16. Mai 2020 geän-
dert worden ist (notverkündet gemäß § 4 Verkündungs-
gesetz und abrufbar unter https://www.baden-wuerttem-
berg.de/corona-verordnung), wird verordnet:

Artikel 1

Änderung der Corona-Verordnung WfMB

In § 6 Satz 2 der Corona-Verordnung WfMB vom  
18. März 2020 (GBl. S. 127), die zuletzt durch Verord-
nung vom 29. April 2020 (GBl. S. 243) geändert worden 
ist, wird die Angabe »23. Mai 2020« durch die Angabe 
»15. Juni 2020« ersetzt.

Artikel 2

Weitere Änderung der Corona-Verordnung WfMB

Die Corona-Verordnung WfMB vom 18. März 2020 
(GBl. S. 127), die zuletzt durch Artikel 1 dieser Verord-
nung geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 »§ 1

 Beschäftigung in Werkstätten für behinderte Men-
schen, angegliederten Förderstätten und in Einrich-
tungen anderer Leistungsanbieter«.

b) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

 »Dies gilt für Einrichtungen anderer Leistungsan-
bieter nach § 60 SGB IX entsprechend.«.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

 »(3) Die Beschäftigung und Betreuung von Men-
schen mit Behinderung und das Betreten der Ein-
richtungen durch Menschen mit Behinderung ist 
gestattet, wenn

 1.  ein Maßnahmenkonzept vorliegt, aus dem er-
kennbar wird, wie die Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben der beschäftigten Menschen mit 
Behinderung wirksam erbracht werden können,

 2.  die Menschen mit Behinderung freiwillig an 
den Beschäftigungs- und Betreuungsangeboten 
teilnehmen,

der Ortspolizeibehörde nach §§ 16, 25 IfSG, die folgen-
den Daten bei den Schülerinnen und Schüler zu erheben 
und zu speichern, sofern diese Daten nicht bereits vor-
liegen:

1. Name und Vorname der Schülerin oder des Schülers,

2. Datum sowie Beginn und Ende des Besuchs, und

3. Telefonnummer oder Adresse der Schülerin oder des 
Schülers.

Die Schülerinnen und Schüler dürfen die Einrichtung im 
Sinne des Absatzes 1 nur besuchen, wenn sie die Daten 
nach Satz 1 dem Betreiber vollständig und zutreffend zur 
Verfügung stellen. Diese Daten sind vom Betreiber vier 
Wochen nach Erhebung zu löschen. Die allgemeinen Be-
stimmungen über die Verarbeitung personenbezogener 
Daten bleiben unberührt.

§ 2

Betretungsverbot

Personen,

1. die in Kontakt zu einer mit SARS-CoV-2 infizierten 
Person stehen oder standen, wenn seit dem letzten 
Kontakt noch nicht 14 Tage vergangen sind, oder

2. die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte 
Temperatur aufweisen,

dürfen die Einrichtungen im Sinne des § 1 Absatz 1 nicht 
betreten.

§ 3

Weitere Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz

Das Recht der zuständigen Behörden, weitergehende 
Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen, insbesondere 
ergänzende Hygienevorgaben, zu erlassen, bleibt von 
dieser Verordnung unberührt.

§ 4

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die CoronaVO Musik- und 
 Jugendkunstschulen vom 5. Mai 2020 außer Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages außer 
Kraft, an dem die CoronaVO außer Kraft tritt.

stuttgart, den 22. Mai 2020

Sozialministerium 
Lucha

Kultusministerium 
Dr. Eisenmann

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 22. Mai 2020 
durch öffentliche Bekanntmachung des Sozialministeri-
ums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungsge-
setzes und trat damit gemäß § 4 der Verordnung am 23. 
Mai 2020 in Kraft.
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Handdesinfektionsmittel zur Verfügung gestellt 
werden,

2. alle Räume mehrmals täglich für einige Minuten 
gelüftet werden.

 (5) Die Reinigung der Einrichtung muss täglich erfol-
gen. Handkontaktflächen müssen regelmäßig, nach 
Möglichkeit mehrmals täglich, mit einem geeigneten 
Reinigungsmittel gereinigt oder desinfiziert werden.

 (6) Der Einrichtungsträger entscheidet im Einverneh-
men mit dem jeweils zuständigen Leistungsträger, für 
welche Personen die Durchführung von beruflichen 
Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen sowie 
Präsenzmaßnahmen der beruflichen Rehabilitation 
nach den Absätzen 2 bis 5 möglich ist.

 § 3

 Durchführung von Gruppenangeboten in  
 der Eingliederungshilfe

 (1) Die Durchführung von Gruppenangeboten in inter-
disziplinären Frühförderstellen nach § 46 SGB IX ist 
mit der Maßgabe zulässig, dass nicht mehr als drei 
Kinder teilnehmen.

 (2) Die Durchführung von heilpädagogischen Grup-
penangeboten nach § 79 SGB IX und Gruppenangebo-
ten von familienentlastenden Diensten in der Behin-
dertenhilfe ist mit der Maßgabe zulässig, dass nicht 
mehr als sechs Personen teilnehmen.«.

4. § 5 wird wie folgt gefasst:

 »§ 5

 Allgemeines Betretungs- und Teilnahmeverbot

 Den folgenden Personen ist der Zutritt zu Einrichtun-
gen, die Leistungen der Eingliederungshilfe nach 
§ 102 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 SGB IX erbringen, 
untersagt:

1. Personen, die in Kontakt zu einer mit SARS-CoV-2 
infizierten Person stehen oder standen, wenn seit 
dem letzten Kontakt noch nicht 14 Tage vergangen 
sind, und

2. Personen mit Symptomen eines Atemwegsinfekts 
oder erhöhte Temperatur.«.

Artikel 3

Inkrafttreten

Artikel 1 dieser Verordnung tritt am Tag nach der 
 Verkündung in Kraft, Artikel 2 tritt am 29. Mai 2020 in 
Kraft.

stuttgart, den 22. Mai 2020 Lucha

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 22. Mai 2020 
durch öffentliche Bekanntmachung des Sozialministe-
riums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungsge-
setzes. Gemäß Artikel 3 der Verordnung trat Artikel 1 da-
mit am 23. Mai 2020, Artikel 2 am 29. Mai 2020 in Kraft.

 3.  in der Werkstatt und in Einrichtungen anderer 
Leistungsanbieter einzeln oder in Kleingruppen, 
deren Größe entsprechend der körperlichen Kon-
stitution der beschäftigten Menschen mit Behin-
derung und den räumlichen Gegebenheiten fest-
gelegt wurde, gearbeitet oder betreut wird,

 4.  in der Förderstätte einzeln oder in Kleingruppen 
mit höchstens drei Menschen mit Behinderung 
betreut wird,

 5.  die Kleingruppen möglichst getrennt nach 
Wohngruppen und Wohnheimen oder zu Hause 
wohnenden Menschen mit Behinderung zusam-
mengestellt werden,

 6.  ein Infektionsschutzkonzept des Trägers für die 
Fahrdienste und den Betrieb der Werkstatt und 
der Förderstätte vorliegt, das Schließungsszena-
rien für den Infektionsfall umfasst.«.

2. § 1 a Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort »Förderstätten« 
die Wörter »sowie Einrichtungen anderer Leis-
tungsanbieter« eingefügt.

b) Es wird folgender Satz angefügt:

 »Diese Notbetreuung hat bei einem begrenzten An-
gebot von Plätzen Vorrang vor einer Beschäftigung 
und Betreuung nach § 1 Absatz 3.«.

3. Die §§ 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

 »§ 2

 Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation

 (1) Bis zum Ablauf des 15. Juni 2020 sind in allen Be-
rufsbildungs- und Berufsförderungswerken nach § 51 
SGB IX die Durchführung von beruflichen Aus-, Fort- 
und Weiterbildungsmaßnahmen sowie Präsenzmaß-
nahmen der beruflichen Rehabilitation nur nach Maß-
gabe der Absätze 2 bis 6 zulässig.

 (2) Es ist ein Abstand von mindestens 1,5 Metern zwi-
schen den Personen einzuhalten. Die Gruppengrößen 
sind hieran auszurichten. Von den Vorgaben des Min-
destabstands sind nur solche Tätigkeiten ausgenom-
men, bei denen eine engere körperliche Nähe nicht zu 
vermeiden ist.

 (3) Der tägliche Betriebsbeginn, das tägliche Betrieb-
sende und die Pausen sollen insbesondere durch eine 
zeitliche Staffelung so organisiert werden, dass das 
Abstandsgebot nach Absatz 2 und eine Trennung der 
Gruppen von Maßnahmenteilnehmerinnen und -teil-
nehmern eingehalten werden können.

 (4) Die Ausstattung der Einrichtung muss gewährleis-
ten, dass die erforderlichen Hygienemaßnahmen 
durchgeführt werden können, insbesondere müssen

1. ausreichende Gelegenheiten zum Waschen der 
Hände bestehen und ausreichend Hygienemittel 
wie Seife und Einmalhandtücher zur Verfügung 
stehen; sofern dies nicht gewährleistet ist, müssen 
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bis zu der Zahl, die sich aus der Hälfte der Platzzahl nach 
dem Versorgungsvertrag nach § 72 SGB XI ergibt, er-
höht werden. Dabei ist mindestens die Versorgung unter 
ständiger Verantwortung einer ausgebildeten Pflegefach-
kraft und einer weiteren Hilfskraft sicherzustellen. Die 
Leitung der Einrichtung hat die Zahl der Nutzerinnen 
und Nutzer zu reduzieren, wenn die Einhaltung des Ge-
sundheitskonzepts dies erfordert.

(4) Die Teilnahme am Betrieb durch Personen,

1. die in Kontakt zu einer mit SARS-CoV-2 infizierten 
Person stehen oder standen, wenn seit dem letzten 
Kontakt noch nicht 14 Tage vergangen sind, oder

2. die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte 
Temperatur aufweisen,

ist nicht gestattet.

(5) Sofern durch den eingeschränkten Betrieb die Platz-
kapazitäten der Einrichtung nicht ausreichen, entscheidet 
die Leitung der Einrichtung, unter Abwägung aller Um-
stände zur Aufrechterhaltung der Pflege und sozialen 
Teilhabe der Nutzerinnen und Nutzer sowie zur Ent-
lastung der pflegenden Angehörigen unter besonderer 
Berücksichtigung der erhöhten Infektionsgefahr in der 
Einrichtung sowie der besonderen Gefährdung der Nut-
zerinnen und Nutzer im Falle einer Infektion, über die 
Vergabe der Plätze.

(6) Soweit möglich, sollen Pflegebedürftige, pflegende 
Angehörige und vergleichbar Nahestehende selbst die 
notwendige Beförderung der Pflegebedürftigen von der 
Wohnung zur Einrichtung und zurück sicherstellen.

§ 3

Regelungen für Angebote nach § 1 Nummer 2

(1) Angebote nach § 1 Nummer 2 sind nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 6 zulässig.

(2) Voraussetzung für das Angebot ist die Einhaltung 
 eines angebotsspezifischen Betriebs-, Raum- und Nut-
zungskonzepts. Vorzuhalten sind darüber hinaus ein Ge-
sundheitskonzept mit Hygiene-, Schutz- und Abstands-
maßnahmen, ein angepasstes Personaleinsatzkonzept 
und ein Aufklärungskonzept.

(3) Zulässig ist das eingeschränkte Angebot mit einer 
Gruppengröße von höchstens sieben Personen. Dabei ist 
die Anleitung des Gruppenangebots durch eine Fachkraft 
sowie die Betreuung durch mindestens eine weitere eh-
renamtlich engagierte oder aus der Bürgerschaft tätige 
Person sicherzustellen. Der Träger des Angebots hat die 
Zahl der Nutzerinnen und Nutzer des Angebots zu redu-
zieren, wenn die Einhaltung des Gesundheitskonzepts 
dies erfordert.

(4) Die Teilnahme am Angebot durch Personen,

1. die in Kontakt zu einer mit SARS-CoV-2 infizierten 
Person stehen oder standen, wenn seit dem letzten 
Kontakt noch nicht 14 Tage vergangen sind, oder

Verordnung des Sozialministeriums  
über den eingeschränkten Betrieb von 

Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege 
nach § 71 SGB XI und über eingeschränkte 
Gruppenangebote im Vor- und Umfeld von 

Pflege (Corona-Verordnung Tages- und 
Nachtpflege sowie Unterstützungsangebote – 

CoronaVO Tages- und Nachtpflege  
sowie Unterstützungsangebote)

Vom 22. Mai 2020

Auf Grund von § 32 Sätze 1 und 2 und § 28 Absatz 1 
Sätze 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 6 Absatz 9 Corona-Ver-
ordnung (CoronaVO) vom 9. Mai 2020 (GBl. S. 266), 
die durch Verordnung vom 16. Mai 2020 geändert wor-
den ist (notverkündet gemäß § 4 des Verkündungsgeset-
zes und abrufbar unter https://www.baden-wuerttemberg.
de/corona-verordnung), wird verordnet:

§ 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt für

1. Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege im Sinne 
des § 71 Elftes Buch Sozialgesetzbuch - Soziale Pfle-
geversicherung – (SGB XI) und

2. Betreuungs- und Unterstützungsangebote im Vor- und 
Umfeld von Pflege nach § 45 c Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 SGB XI in Verbindung mit § 6 Unterstützungsan-
gebote-Verordnung (UstA-VO), nach § 45 c Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 SGB XI in Verbindung mit § 7  
UstA-VO und nach § 45 d SGB XI in Verbindung mit 
§ 8 UstA-VO, die als Gruppenangebote durchgeführt 
werden.

§ 2

Regelungen für Einrichtungen nach § 1 Nummer 1

(1) Der Betrieb von Einrichtungen nach § 1 Nummer 1 
ist nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6 zulässig. 

(2) Voraussetzung für den Betrieb ist die Einhaltung 
 eines einrichtungsspezifischen Betriebs-, Raum- und 
Nutzungskonzepts. Vorzuhalten sind darüber hinaus ein 
Gesundheitskonzept mit Hygiene-, Schutz- und Ab-
standsmaßnahmen, ein angepasstes Personaleinsatzkon-
zept und ein Aufklärungskonzept.

(3) Zulässig ist der eingeschränkte Betrieb mit in der 
 Regel jeweils fünf Tages- oder Nachtpflegegästen. Die 
Anzahl der Tages- und Nachtpflegegäste kann höchstens 
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Verordnung des Sozialministeriums und  
des Wirtschaftsministeriums zur 
Eindämmung von Übertragungen  

des Corona-Virus (SARS-CoV-2) in 
Beherbergungsbetrieben sowie auf 

Campingplätzen und Wohnmobilstellplätzen 
(Corona-Verordnung Beherbergungsbetriebe 

– CoronaVO Beherbergungsbetriebe)

Vom 23. Mai 2020

Auf Grund von § 32 Sätze 1 und 2 und § 28 Absatz 1 Sätze 
1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert worden ist, 
in Verbindung mit § 4 Absatz 5 der Corona-Verordnung 
(CoronaVO) vom 9. Mai 2020 (GBl. S. 266), die durch 
Verordnung vom 16. Mai 2020 geändert worden ist 
 (notverkündet gemäß § 4 des Verkündungsgesetzes  
und abrufbar unter https://www.baden-wuerttemberg.de/ 
corona-verordnung), wird verordnet:

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für Beherbergungsbetriebe, 
insbesondere Hotels, Gasthöfe und Hotels garnis, sowie 
Campingplätze und Wohnmobilstellplätze im Sinne des 
§ 4 Absatz 2 Nummer 18 CoronaVO sowie deren Gäste, 
unbeschadet der sich aus sonstigen Rechtsvorschriften 
ergebenden weitergehenden Verpflichtungen.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Campingplätze im 
Fall von Übernachtungen in Wohnwagen, Wohnmobilen 
oder festen Mietunterkünften, Wohnmobilstellplätze so-
wie die Beherbergung in Ferienwohnungen und ver-
gleichbaren Wohnungen, jeweils soweit eine Selbstver-
sorgung ohne die Benutzung von Gemeinschaftseinrich-
tungen erfolgt.

§ 2

Allgemeine Schutzmaßnahmen

(1) Beschäftigte und Gäste,

1. die in Kontakt zu einer mit SARS-CoV-2 infizierten 
Person stehen oder standen, wenn seit dem letzten 
Kontakt noch nicht 14 Tage vergangen sind, oder

2. die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte 
Temperatur aufweisen,

dürfen die Einrichtung im Sinne des § 1 nicht betreten.

(2) Personen ab dem vollendeten sechsten Lebensjahr 
müssen an der Rezeption, eine nicht-medizinische All-
tagsmaske oder eine vergleichbare Mund-Nasen-Be-
deckung (MNB) tragen, wenn dies nicht aus medizini-

2. die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte 
Temperatur aufweisen,

ist nicht gestattet.

(5) Sofern durch das eingeschränkte Angebot die Kapa-
zitäten nicht ausreichen, entscheidet der Träger des An-
gebots, unter Abwägung aller Umstände zur Aufrechter-
haltung des Angebots und der sozialen Teilhabe der Nut-
zerinnen und Nutzer sowie zur Entlastung der pflegen-
den Angehörigen unter besonderer Berücksichtigung der 
erhöhten Infektionsgefahr im Rahmen des Angebots so-
wie der besonderen Gefährdung der Nutzerinnen und 
Nutzer im Falle einer Infektion, über die Inanspruch-
nahme des Angebots.

(6) Soweit möglich, sollen Nutzerinnen und Nutzer, de-
ren pflegende Angehörige und vergleichbar Naheste-
hende selbst die notwendige Beförderung der Nutzerin-
nen oder der Nutzer von der Wohnung zur Örtlichkeit 
des Angebots und zurück sicherstellen, auch wenn das 
Angebot einen Fahrdienst beinhaltet. 

§ 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 29. Mai 2020 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Corona-Verordnung § 71 SGB XI vom  
18. März 2020 außer Kraft.

§ 5

Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages außer Kraft, 
an dem die CoronaVO außer Kraft tritt.

stuttgart, den 22. Mai 2020 Lucha

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 22. Mai 2020 
durch öffentliche Bekanntmachung des Sozialministe-
riums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungs-
gesetzes und trat damit gemäß § 4 der Verordnung am 
29. Mai 2020 in Kraft.
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(2) Die Zulässigkeit und Ausgestaltung des Betriebs von 
weiteren betriebseigenen Einrichtungen, insbesondere 
Schwimmbäder, Saunen, Fitnessstudio und Sportanla-
gen, sowie das Anbieten von Dienstleistungen, insbeson-
dere Massagen, Sportkurse, Beauty-Anwendungen, rich-
ten sich nach den für diese Einrichtungen und Dienstleis-
tungen geltenden Vorschriften der CoronaVO sowie nach 
den aufgrund der CoronaVO erlassenen Rechtsverord-
nungen.

(3) Die Zulässigkeit und Ausgestaltung des Betriebs  
von weiteren Einrichtungen, insbesondere Einzelhandel, 
richten sich nach den für diese Einrichtungen und Dienst-
leistungen geltenden Vorschriften der CoronaVO sowie 
nach den aufgrund der CoronaVO erlassenen Rechts-
verordnungen.

§ 5

Hygiene und Desinfektion

(1) Allgemeine Hygieneregeln sind in besonderem Maße 
zu beachten.

(2) Vor Betreten der Einrichtung im Sinne des § 1 sind 
die Gäste über Reinigungsmöglichkeiten der Hände 
 unter Bereitstellen von Desinfektionsmöglichkeiten oder 
Handwaschgelegenheiten mit Seife und fließendem 
 Wasser zu informieren und auf die Verpflichtung zur 
Nutzung hinzuweisen.

(3) Flächen und Gegenstände im Gästebereich, insbe-
sondere Tischflächen, Armlehnen, Bedienelemente in 
Fahrstühlen, Handläufe an Treppen, Türgriffe und Licht-
schalter, sind nach Verschmutzung sofort, bei häufiger 
Berührung regelmäßig, in festgelegten Zeitabständen, 
angemessen zu reinigen.

(4) Textilien, die in Kontakt mit den Gästen eingesetzt 
werden, sind nach jedem Gast auszutauschen. Davon 
umfasst sind insbesondere Handtücher, Bettwäsche und 
Tagesdecken.

(5) Das von den Gästen benutzte Geschirr und Besteck 
ist mit einem geeigneten Reinigungsmittel und einer 
Temperatur von mindestens 60 Grad Celsius zu spülen. 
Sofern eine Reinigung von Gläsern im Geschirrspüler 
oder in Gläserspülmaschinen bei 60 Grad Celsius oder 
höherer Temperatur nicht möglich ist, soll bei manuellen 
Spülprozessen möglichst heißes Wasser, mit einer Tem-
peratur von mindestens 45 Grad Celsius, mit Spülmittel 
verwendet werden. Bei der Verwendung von kälterem 
Wasser ist in besonderem Maße auf eine ausreichende 
Menge des Spülmittels, längere Verweildauer der Gläser 
im Spülbecken sowie eine sorgfältige mechanische 
 Reinigung und anschließende Trocknung der Gläser zu 
achten.

(6) Alle gegebenen Möglichkeiten der Durchlüftung aller 
Räumlichkeiten, die dem Aufenthalt von Gästen dienen, 
sind zu nutzen.

schen Gründen oder aus sonstigen zwingenden Grün- 
den unzumutbar ist oder wenn nicht ein anderweitiger 
mindestens gleichwertiger baulicher Schutz besteht.  
Auf sonstigen Verkehrsflächen, insbesondere Fluren und 
Treppenhäusern, sollen Personen ab dem vollendeten 
sechsten Lebensjahr eine MNB tragen.

(3) Durch Aushang außerhalb der Einrichtung im Sinne 
des § 1 sind die die Gäste betreffenden Vorgaben, insbe-
sondere Abstandsregelungen und Hygienevorgaben, die 
in der Einrichtung im Sinne des § 1 gelten, prägnant und 
übersichtlich darzustellen, gegebenenfalls unter Verwen-
dung von Piktogrammen.

(4) Der Betreiber hat, ausschließlich zum Zweck der 
Auskunftserteilung gegenüber dem Gesundheitsamt oder 
der Ortspolizeibehörde nach §§ 16, 25 IfSG, die folgen-
den Daten bei den Nutzerinnen und Nutzern zu erheben 
und zu speichern, sofern die Daten nicht bereits vor-
liegen:

1. Name und Vorname des Gastes,

2. Datum sowie Beginn und Ende des Besuchs, und

3. Telefonnummer oder Adresse des Gastes.

Die Gäste dürfen die Einrichtung im Sinne des § 1 nur 
besuchen, wenn sie die Daten nach Satz 1 dem Betreiber 
vollständig und zutreffend zur Verfügung stellen. Diese 
Daten sind vom Betreiber vier Wochen nach Erhebung 
zu löschen. Die allgemeinen Bestimmungen über die 
Verarbeitung personenbezogener Daten bleiben unbe-
rührt.

§ 3

Abstandsregelungen

(1) Wo immer möglich, ist ein Abstand zu allen Anwe-
senden von mindestens 1,5 Metern einzuhalten, soweit 
die CoronaVO nichts anderes zulässt.

(2) Für die gemeinsame Nutzung eines Gästezimmers 
gilt § 3 Absatz 2 CoronaVO.  

(3) Für die gemeinsame Nutzung von Fahrstühlen gilt 
§ 3 Absatz 2 CoronaVO.

(4) Der Kontakt und die Kommunikation der Beschäftig-
ten mit den Gästen ist auf ein notwendiges Mindestmaß 
zu beschränken.

§ 4

Betrieb von Gastronomie und weiteren  
betriebseigenen Einrichtungen

(1) Die Zulässigkeit und Ausgestaltung des gastrono-
mischen Angebots in der Einrichtung im Sinne des § 1 
einschließlich der Ausgabe von Frühstück richten sich 
nach den für diese Angebote geltenden Vorschriften der 
CoronaVO sowie nach den aufgrund der CoronaVO 
 erlassenen Rechtsverordnungen, insbesondere nach der 
CoronaVO Gaststätten.
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 Betriebsratsrats gemäß Betriebsverfassungsgesetz ist zu 
achten.

(3) Beschäftigte, bei denen die Behandlung einer Er-
krankung mit COVID-19 aufgrund persönlicher Voraus-
setzungen nicht oder eingeschränkt möglich ist, sowie 
Beschäftigte mit erhöhtem Risiko für einen schweren 
Verlauf einer Erkrankung mit COVID-19 dürfen nicht 
für Tätigkeiten mit vermehrtem Personenkontakt und für 
Tätigkeiten eingesetzt werden, bei denen der Abstand 
von 1,5 Metern nicht eingehalten werden kann. Der 
 Betreiber darf diese Information, nur für den Zweck  
der Entscheidung über den konkreten Arbeitseinsatz des 
Beschäftigten, speichern und verwenden, wenn der Be-
schäftigte ihm mitteilt, dass er zu der in Satz 1 genannten 
Gruppe gehört; der Beschäftigte ist zu einer solchen Mit-
teilung nicht verpflichtet. Der Betreiber hat diese Infor-
mation zu löschen, sobald sie für den in Satz 2 genannten 
Zweck nicht mehr erforderlich ist, spätestens eine Woche 
nachdem diese Verordnung außer Kraft tritt. Die allge-
meinen Bestimmungen über die Verarbeitung personen-
bezogener Daten bleiben unberührt.

(4) Die arbeitsschutzrechtlichen Verpflichtungen des 
 Arbeitgebers, insbesondere nach §§ 3 bis 5 des Arbeits-
schutzgesetzes, und die Pflicht, Gefährdungsbeurteilun-
gen im Hinblick auf neu hinzukommende Gefährdungen 
zu ergänzen, bleiben unberührt.

§ 8

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 29. Mai 2020 in Kraft. Sie tritt 
mit Ablauf des Tages außer Kraft, an dem die CoronaVO 
außer Kraft tritt.

stuttgart, den 23. Mai 2020

Sozialministerium 
Lucha

Wirtschaftsministerium 
Dr. Hoffmeister-Kraut

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 23. Mai 2020 
durch öffentliche Bekanntmachung des Sozialministe-
riums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungs-
gesetzes und trat damit gemäß § 8 der Verordnung am 
29. Mai 2020 in Kraft.

(7) Die persönliche Hygiene der Beschäftigten ist durch 
die Möglichkeit zur Handdesinfektion oder Hände-
waschen am Arbeitsplatz und Desinfektion der notwen-
digerweise häufig berührten Arbeitsgeräte, insbesondere 
Tastatur, Touchbildschirm, Zapfhahn, Theken und Ser-
vierwagen, sicherzustellen.

(8) Die Arbeitgeber haben den Beschäftigten für den 
 gesamten Arbeitstag nicht-medizinische Alltagsmasken 
oder vergleichbare Mund-Nasen-Bedeckungen in aus-
reichender Anzahl bereitzustellen.

(9) Beschäftigte haben in allen Räumen der Einrichtung 
im Sinne des § 1 mit Gästekontakt eine MNB zu tragen, 
wenn dies nicht aus medizinischen Gründen oder aus 
sonstigen zwingenden Gründen unzumutbar ist oder 
wenn nicht ein anderweitiger mindestens gleichwertiger 
baulicher Schutz besteht. Außerhalb der Räume der 
 Einrichtung im Sinne des § 1 mit Gästekontakt wird das 
Tragen einer MNB bei Vorliegen besonderer gesundheit-
licher Risiken bei engem Kontakt zu den Arbeitskolle-
ginnen und -kollegen empfohlen.

(10) Die Pflicht zum Tragen von Schutzhandschuhen  
mit Blick auf den Arbeitsschutz und aufgrund einer Ge-
fährdungsbeurteilung oder der Anwendung eines Haut-
schutzplanes bleibt unberührt.

§ 6

Zahlungsabwicklung

Die Bezahlung soll nach Möglichkeit ohne Bargeld er-
folgen. Auf die bargeldlose Zahlungsmöglichkeit soll 
hingewiesen werden. Bei Barzahlung hat die Geldüber-
gabe über eine hierfür geeignete Vorrichtung oder Ab-
lagefläche zu erfolgen, um einen direkten Kontakt zwi-
schen den Beschäftigten und den Gästen zu vermeiden. 

§ 7

Weitere Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten

(1) Die Infektionsgefährdung der Beschäftigten ist unter 
Berücksichtigung der Bedingungen am Arbeitsplatz zu 
minimieren. Hierbei ist gegebenenfalls ein Schicht-
betrieb mit festen Teams einzurichten.

(2) Beschäftigte sind umfassend zu informieren und zu 
schulen, insbesondere mit Hinweis auf die durch die 
SARS-CoV-2-Pandemie bedingten Änderungen der Ar-
beitsabläufe und Vorgaben. Auf die Beteiligung des 
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